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Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 a auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

für ein Bayerisches Teilhabegesetz I (BayTHG I) (Drs. 17/18388) 

- Erste Lesung -

Den Gesetzentwurf begründet Frau Staatsministerin Müller.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Bayern hat mit seiner Initiative für das Bun-

desteilhabegesetz eine der größten Sozialreformen der vergangenen Jahrzehnte an-

gestoßen. Das Bundesteilhabegesetz trägt die bayerische Handschrift. Wir haben die 

Verdoppelung des Arbeitsförderungsgeldes in Werkstätten erreicht, und zwar von 

26 Euro auf 52 Euro. Wir haben die Erhöhung des Vermögensschonbetrages im Sozi-

alhilferecht erreicht, und zwar von 2.600 Euro auf 5.000 Euro. Außerdem ist es ein 

personenzentriertes Gesetz, das wir genau auf den Menschen mit Behinderung abge-

stimmt haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den Verhandlungen zum Bundesteilhabegesetz 

haben wir uns für die Verbesserung der Belange von Menschen mit Behinderungen 

eingesetzt, ohne die kommunalen Finanzen aus dem Auge zu verlieren. Diesen Weg 

setzen wir jetzt mit den Bayerischen Teilhabegesetzen auf Landesebene konsequent 

fort. In einem groß angelegten Beteiligungsprozess, der von Januar bis April dieses 

Jahres dauerte, haben wir die künftigen Inhalte der Bayerischen Teilhabegesetze mit 

den Verbänden der Menschen mit Behinderungen, den Leistungserbringern und den 

kommunalen Spitzenverbänden intensivst diskutiert. Dem Leitgedanken der Politik für 

Menschen mit Behinderungen "Nicht ohne uns über uns" haben wir so Leben verlie-

hen.

Ein ganz wesentlicher Punkt in den Gesprächen war die Forderung aller Beteiligten 

nach Leistungen aus einer Hand. Das ist ein verständliches Anliegen, zumal die Ab-

grenzung von Eingliederungshilfe, Pflege und existenzsichernden Leistungen durch 
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das Bundesteilhabegesetz und die Reform des Pflegebedürftigkeitsbegriffes noch 

komplizierter geworden ist. Sie alle kennen aber auch den seit mehr als zehn Jahre 

andauernden erbitterten Streit der kommunalen Spitzenverbände um die Zuständig-

keiten für eben all diese Leistungen. Es ist daher ein großer Verhandlungserfolg mei-

nes Hauses, dass die Zuständigkeitsstreitigkeiten beigelegt und eine einvernehmliche 

Lösung gefunden werden konnte. Künftig werden die Leistungen der Eingliederungs-

hilfe, der Hilfe zur Pflege und die gleichzeitig gewährten existenzsichernden Leistun-

gen grundsätzlich bei den Bezirken gebündelt. Im Gegenzug werden die Bezirke mit 

dem vorliegenden Gesetzentwurf zu einer stärkeren interkommunalen Zusammenar-

beit verpflichtet. Dies soll den Landkreisen und den kreisfreien Städten unter anderem 

auch Erleichterungen im Bereich der Sozialraumplanung bieten. Bei den Kommunen 

bleiben beispielsweise noch existenzsichernde Leistungen per se, ebenso in den 

Landkreisen.

Ich möchte die landesrechtliche Verbesserung beim Budget für Arbeit hervorheben. 

Laut dem Willen der Staatsregierung soll das Budget für Arbeit in Bayern um 20 % 

besser ausgestattet werden, als dies vom Bund vorgesehen ist. Wir wollen Menschen 

mit Behinderungen damit eine echte Chance auf dem ersten Arbeitsmarkt geben. 

Dazu brauchen wir eine für Arbeitgeber attraktivere Finanzierung. Darüber hinaus soll 

das Bayerische Teilhabegesetz die Teilhabe der Menschen mit Behinderungen und 

den Grundsatz "Nicht ohne uns über uns" stärken. Die Menschen mit Behinderungen 

sollen künftig unter anderem bei den Verhandlungen der Schiedsstelle über Inhalte 

von Leistungsangeboten der Behindertenhilfe mit am Tisch sitzen und in der Arbeits-

gruppe zur Bedarfsermittlung eine starke Stimme bekommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Bayerische Teilhabegesetz I sollte bis Ende die-

ses Jahres im Landtag verabschiedet werden. Ich bitte Sie daher um Ihre Unterstüt-

zung für den ersten Gesetzentwurf der Staatsregierung zur landesrechtlichen Umset-

zung des Bundesteilhabegesetzes. Ich bitte um Unterstützung für das Bayerische 
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Teilhabegesetz I, weil ich glaube, die behinderten Menschen warten darauf, dass die-

ses Gesetz so schnell wie möglich in die Realität umgesetzt wird.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. Ich eröffne jetzt die Aussprache 

und möchte darauf hinweisen, dass nach der Geschäftsordnung eine Redezeit von 

24 Minuten vereinbart wurde. Als erste Rednerin bitte ich Frau Kollegin Deckwerth 

zum Rednerpult.

Ilona Deckwerth (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen hier im Landtag! Das Bundesteilhabegesetz ist im Dezember 2016 verabschiedet 

worden, und zwar auf Initiative von Selbsthilfegruppen und Verbänden. Sie haben hier 

etwas in Bewegung gebracht, und auch die SPD hat es auf Bundesebene stark unter-

stützt. Folgerichtig sind wir auch hier in Bayern mit unserer Fraktion gerne dabei, den 

Prozess der Umsetzung auf die Länder zu unterstützen. Vorneweg darf ich ein Kompli-

ment machen: Vieles an diesem Gesetzentwurf zum Bayerischen Teilhabegesetz I ist 

gut gelungen. Sowohl im Gesetzestext als auch bei der Entstehung wurde vieles gut 

gemacht, beispielsweise was die umfangreiche Beteiligung der Verbände und der 

Selbsthilfegruppen im ersten Halbjahr 2017 anbelangt. In diesem Rahmen wurden 

viele Anregungen und Forderungen aus diesen Reihen berücksichtigt. Zuletzt wurden 

am Wochenende zwei weitere Anregungen eingearbeitet.

Im Bundesteilhabegesetz haben wir einen Paradigmenwechsel vorgenommen. Nicht 

die Behinderung ist im Blickwinkel, sie ist nicht mehr der Maßstab für die Zuwendung, 

sondern es geht nun ausschließlich darum, was ein Mensch mit Behinderung braucht, 

um sein Leben möglichst selbstständig führen zu können und um auch an der Gesell-

schaft teilhaben zu können.In diesem Sinne haben wir einen gewaltigen Paradigmen-

wechsel, der große Anforderungen dahin gehend stellt, dieses Gesetz von Anfang an 

so gut umzusetzen, dass sich die betroffenen Menschen darauf verlassen können; 

denn sie sind darauf angewiesen, dass die Unterstützung gut funktioniert.
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(Beifall bei der SPD)

An dieser Stelle möchte ich allerdings auf einige Punkte hinweisen, die wir in dem ver-

bleibenden Prozess noch übernehmen und mit denen wir uns näher beschäftigen 

müssen. Da steht zum einen in der Präambel: keine finanziellen Mehrbelastungen für 

die Bürgerinnen und Bürger, Leistungsträger und Kostenträger, und nur eine geringe 

finanzielle Mehrbelastung des Staatshaushalts soll dabei geschehen. – Aber, liebe 

Kolleginnen und Kollegen: Inklusion ist ein Grundrecht. Inklusion muss es uns wert 

sein, dass wir das gelingend umsetzen, dass wir das gut umsetzen.

(Beifall bei der SPD – Horst Arnold (SPD): Das ist gute Pflicht!)

Darum kann Teilhabe, wenn sie gelingen soll – wir wollen für die Betroffenen Verbes-

serungen erreichen –, nicht ohne zusätzliche finanzielle Ressourcen erfolgen.

(Volkmar Halbleib (SPD): So ist es!)

Darüber müssen wir uns im Klaren sein. Sonst ist es nur eine halbe Sache.

Außerdem ist in diesem Entwurf die Frage der Assistenzen noch nicht geklärt, jeden-

falls noch nicht so, dass man vernünftig damit umgehen kann. Es gibt bei der Finan-

zierung von außerschulischen Assistenzen keine Klärungen in Bezug auf erforderliche 

Qualifikationen oder die Entgeltbereiche. Das gilt im Übrigen zum großen Teil auch für 

die schulischen Assistenzen. Wir erleben schon seit Jahren, wie Inklusion in der Schu-

le zwar beabsichtigt sein mag, aber wie sie schlecht umgesetzt wird. Die mangelhafte 

Umsetzung der Inklusion in der Schule basiert auf unzureichender personeller Aus-

stattung, die Inklusion oft verhindert. Wir brauchen in der Schule, um bei dem Beispiel 

zu bleiben, mehr qualifizierte Pädagoginnen und Pädagogen, die die Kinder in kleinen 

Gruppen entsprechend fördern können; aber das Kultusministerium stellt keine ausrei-

chenden Ressourcen bereit und spart sich damit letztendlich das Geld. Die Eltern grei-

fen in ihrer Not auf die Möglichkeit zu, über Schulbegleitungen die Unterstützung zu 

bekommen, damit ihre Kinder in der Schule entsprechend gefördert werden. Diese 
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schulischen Assistenzen fallen aber in den Bereich des Teilhabegesetzes. Deswegen 

brauchen wir hier noch eine ausführliche Debatte. Es bleibt dabei: Diese Assistenzen 

müssen von Anfang an in Bezug auf Qualifikation und Entgelt klarer definiert werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich komme zu einem weiteren Punkt, nämlich den Bezirken als allzuständige Träger 

der Leistungen. Das ist von den Verbänden so begrüßt und gewünscht worden. Aber 

wenn das gelingen soll, dann muss diese gewaltige Aufgabe von Anfang an gut gelin-

gen. Das heißt, das ist eine Frage der personellen Ausstattung und der Umstrukturie-

rung im Bereich der Bezirke. Man hat dem Rechnung getragen, dass das eine große 

Aufgabe ist, und in den Entwurf reingeschrieben, dass die Bezirke Aufgaben noch bis 

zum 01.03.2018 an die bisherigen Träger delegieren können. Aber ich möchte auf Fol-

gendes hinweisen. Ich wurde von mehreren Seiten angesprochen und darf hier Isabell 

Zacharias zitieren, die mir gesagt hat, dass sie auf Anfragen an die Bezirke hin weder 

einen Vermerk bekommen hat, dass man diese Anfrage überhaupt bekommen hat, 

noch eine Antwort oder eine befriedigende Lösung, weil offensichtlich eine Überforde-

rungssituation da ist. Das dürfen wir uns nicht leisten. Wir müssen die Bezirke so aus-

statten, dass sie ihre Aufgabe wahrnehmen können.

(Beifall bei der SPD)

Insofern kündige ich hier zwei Änderungsanträge an. Es sind zwei weitere Punkte, und 

zwar einmal zum Artikel 66b Absatz 2. Wir möchten einen Änderungsantrag zur Erhö-

hung beim Budget für Arbeit einbringen. Es ist richtig: Wir haben hier statt 40 % 48 % 

der Referenzgröße eingetragen; aber gleichzeitig steht drin, dass die Assistenzleistun-

gen auch aus diesem Budget bezahlt werden sollen. Das führt zu einer Überforderung 

des Budgets. Unser Antrag lautet, dass die Assistenzleistungen zusätzlich finanziert 

werden müssen.

Der zweite Änderungsantrag betrifft den Artikel 41e: Hier wollen wir, dass die Schieds-

stellen durch Mitglieder von Werkstatträten und Frauenbeauftragten ergänzt werden. 
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Sie sollen nicht nur mitberaten, sondern auch mitbestimmen dürfen. Deshalb setzen 

wir uns dafür ein, dass der Prozess der Umsetzung weiterhin so konstruktiv verlaufen 

möge und auch unsere Anträge Gehör finden mögen.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Ende?

Ilona Deckwerth (SPD): Das ist mein letzter Satz. – Wir möchten, dass die Umset-

zung des Bundesteilhabegesetzes im Rahmen dieses Bayerischen Teilhabegesetzes I 

und dann folgend in II gut gelingt, von Anfang an zum Wohle der betroffenen Men-

schen mit Behinderung.

(Beifall bei der SPD – Volkmar Halbleib (SPD): Sehr gute Rede!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nächster Redner ist der Kollege 

Unterländer.

Joachim Unterländer (CSU): Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Zunächst einmal möchte ich der Freude Ausdruck verleihen, dass wir überhaupt 

Gelegenheit haben, uns mit diesem Thema so auseinanderzusetzen, wie wir dies tun, 

weil es nämlich gelungen ist, mit Inkrafttreten im vergangenen Jahr das Bundesteilha-

begesetz zu schaffen. Das war nicht selbstverständlich, wenn man daran denkt, wel-

che Hürden und welche Hindernisse da waren, was teilweise von verschiedenen Kos-

tenträgern blockiert worden ist und was Beteiligte und Betroffene teilweise an 

Forderungen hatten, die zunächst als schwer realisierbar erschienen sind. Deswegen 

bin ich froh, dass dieses Bundesteilhabegesetz als Grundlage für das Bayerische Teil-

habegesetz ein Ausdruck dafür ist, dass anerkannt wird und der Verfassungsauftrag 

umgesetzt wird, dass Menschen mit Behinderung in unserer Gesellschaft gleichbe-

rechtigt beteiligt werden, dass ein Nachteilsausgleich erfolgt und dass die Zielsetzun-

gen der EU-Behindertenrechtskonvention entsprechend umgesetzt werden.

Meine Damen und Herren, in den vergangenen Jahrzehnten gab es in der Eingliede-

rungshilfe zweifellos Defizite, was die ganzen Verschiebebahnhöfe anbelangt. Die 
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Staatsministerin hat angesprochen, dass zwischen Eingliederungshilfe und Pflegekas-

se und zwischen Eingliederungshilfe und kommunalen Kostenträgern Probleme ent-

standen sind. Deshalb ist dieses Bundesteilhabegesetz ein Erfolg. Deshalb ist es im 

Gleichklang mit dem Bundesteilhabegesetz richtig und sinnvoll, dass in Bayern in zwei 

zeitlichen Schritten das Teilhabegesetz I zum 01.01.2018 und das Teilhabegesetz II 

zum 01.01.2020 realisiert werden sollen. Es handelt sich auch – die Frau Kollegin 

Deckwerth hat das zu Recht angesprochen – um einen beispielgebenden und bei-

spielhaften Dialogprozess, Frau Staatsministerin, den Ihr Haus mit den Verbänden, mit 

den Interesseninitiativen, mit den Selbsthilfegruppen und mit den Kostenträgern 

durchgeführt hat. Es hat in dem Diskussionsprozess niemals einen Zeitpunkt gege-

ben, zu dem irgendein Teil der Betroffenen nicht ausreichend gewürdigt und berück-

sichtigt worden ist. Deshalb denke ich, dass wir an dieser Stelle – wir kritisieren ja oft 

genug – dem Sozialministerium und Ihnen, Frau Staatsministerin, für diesen Dialog-

prozess von diesem Haus aus ein herzliches Dankeschön zurufen sollten.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben uns im sozialpolitischen Ausschuss wiederholt sowohl mit dem Bundesteil-

habegesetz als auch mit den Zielsetzungen eines Bayerischen Teilhabegesetzes aus-

einandergesetzt, sodass wir hierauf aufbauen können. Die Bündelung der Zuständig-

keiten für die Leistungen der Eingliederungshilfe, die Hilfe zur Pflege sowohl ambulant 

als auch teilstationär sowie grundsätzlich die existenzsichernden Leistungen erfolgt 

bei den Bezirken. Ich halte das so für ausgesprochen gut. Ich denke, dass dort die 

Kompetenz vorhanden ist.

Ich glaube, da wir beim Dank sind, ist es sinnvoll, darauf hinzuweisen, dass die kom-

munalen Spitzenverbände, der Städtetag und der Landkreistag, sich konstruktiv in 

diese Richtung mitbewegt haben.Ich begrüße außerordentlich das Ziel der Kooperati-

onspflicht der verschiedenen kommunalen Gebietskörperschaften in Bezug auf eine 

sozialraumorientierte Wahrnehmung der resultierenden Aufgaben, die verankert wird. 

Das ist nämlich die Voraussetzung dafür, dass zwar die Zuständigkeit nur bei einem 
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Kostenträger liegt, aber auch alle anderen, die in der Praxis, im Alltag damit zu tun 

haben, mit eingebunden sind, weil sonst die Beteiligung nicht ausreichend erfolgt.

Es ist gut, dass die interdisziplinären Frühförderstellen, auf denen in Bayern ein be-

sonderes Augenmerk liegt, die Einzelvergütungssysteme weiterführen können. Das ist 

ein ganz wichtiger Fortschritt.

Frau Kollegin Celina hat zwar noch nicht gesprochen, aber ich weiß, dass sie kritisie-

ren wird, dass der maximale Zahlbetrag beim Budget für Arbeit zu gering ausfällt. Ich 

glaube aber, dass die 48 % als monatliche Bezugsgröße realistisch errechnet worden 

sind. Diese 48 % sind deckungsgleich mit dem Lohnkostenzuschuss für Arbeitgeber, 

der maximal gewährt wird, und sie sind deckungsgleich mit der Höhe der Zahlungen 

an die Werkstätten. Ich glaube, dass hier der richtige Weg gegangen wird und dieser 

Weg allgemein, von allen Beteiligten, akzeptiert werden kann.

Die Assistenzleistung unterstütze ich nachhaltig wie Sie, Frau Kollegin Deckwerth. 

Wenn sich in der Praxis bei der Assistenzleistung ein zusätzlicher Bedarf ergibt, muss 

man sehen, wo man ansetzt. Das muss nicht zwangsläufig bei dem maximal gezahl-

ten Betrag der Fall sein.

Ich begrüße für meine Fraktion außerordentlich auch, dass die Landesarbeitsgemein-

schaft SELBSTHILFE als Dachverband der Interessenvertretungen der Menschen mit 

Behinderung an der Erarbeitung und Beschlussfassung der Rahmenverträge zwi-

schen den Trägern der Eingliederungshilfe und den Leistungserbringern sowie an den 

Beratungen der Schiedsstelle im Bereich des SGB IX mitwirkt. Die Regelungen zur 

Gestaltung der Schiedsstellen sind übrigens ein großes Thema, das uns in der Ver-

gangenheit in der Praxis, im Alltag immer wieder beschäftigt hat. Die Schiedsstellenfä-

higkeit ist sehr wichtig, damit es bei Entwicklungen von Vergütungsvereinbarungen 

keine Blockaden mehr gibt, sondern dass wir hier weiterkommen. Das ist ganz not-

wendig; daran gilt es in der Praxis weiterzuarbeiten. Wir müssen uns insgesamt damit 
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befassen, wie sich der Vollzug des Gesetzes entwickelt. Diese Entwicklung müssen 

wir als Abgeordnete des Bayerischen Landtags begleiten.

Dass die Integrationsämter in Zukunft Inklusionsämter heißen werden, ist auch ein 

wichtiges Signal, wie insgesamt dieses Gesetz im Interesse der Menschen mit Behin-

derung ein großer Aufschlag ist, den wir positiv begleiten und unterstützen sollten. 

Meine Fraktion wird dies tun.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nächste Rednerin ist die Kolle-

gin Schmidt.

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Präsidentin, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sind in der Ersten Lesung zum Gesetzentwurf für ein Bayerisches Teil-

habegesetz. Sie erfolgt nach dem Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes, das wir 

FREIE WÄHLER sehr kritisch gesehen haben. Vielleicht war es der GroKo geschuldet, 

dass viele soziale Ansätze verloren gingen. Vielleicht ist der Gesetzentwurf dem Um-

stand geschuldet, dass viele Besonderheiten Bayerns bei der Beratung des Bundes-

teilhabegesetzes verloren gingen.

Wir begrüßen die Art und Weise, wie das Bayerische Teilhabegesetz vorbereitet 

wurde, und die dabei erfolgte Einbindung der Verbände. Wir freuen uns, dass die Leis-

tungen aus einer Hand sein sollen und dass unnötige Doppelstrukturen, die es noch 

oft gibt, abgebaut werden sollen. Wir freuen uns wie der Landesverband Bayern des 

Caritasverbandes über die Stärkung der Selbsthilfeorganisationen, über das Wahl-

recht der Menschen mit Behinderung zwischen einer Werkstatt und anderen Arbeits-

anbietern sowie über mehr Flexibilität und mehr Arbeitsintegration.

Jetzt kommen aber die Knackpunkte, Stichwort andere Leistungsanbieter. Wir wollen 

die Qualität beibehalten und stellen uns die Fragen, wie wir Qualitätsstandards setzen 

und wie wir die Bereithaltung von Werkstätten honorieren. Menschen mit Behinderung 
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müssen nämlich flexibel sein und sich am Arbeitsmarkt austesten können. Der Vorteil 

ist die künftige Kleinteiligkeit. Wir werden von den großen Einheiten wegkommen.

Aber es geht garantiert nicht – und das hat uns von Anfang an nicht gefallen –, dass 

es günstiger werden soll. Wie kann man denn auf Bundesebene eine Teilhabe von 

Menschen mit Behinderung am tagtäglichen Leben fordern und erwarten, wenn man 

zugleich sagt, dass es nicht mehr als fünf Milliarden kosten darf? – Keiner von uns 

trägt ein Preisschild, auf dem steht, wie viel sein Leben kostet und wie hoch der Auf-

wand dafür ist. Aber hier bekommen Menschen mit Behinderung ein solches Preis-

schild angehängt und einen Deckel verpasst. Liebe Kollegin Deckwerth, ich hoffe, 

dass ihr von der SPD als Oppositionspartei in Berlin dafür kämpft, dass man an die-

sem Deckel schrauben kann, wie ihr das ursprünglich einmal vorhattet. Wir müssen 

erst prüfen, was das denn ausmachen würde und wo das Geld gebraucht wird. Wir 

schaffen ganz neue Strukturen und sicher auch einen Konkurrenzkampf zwischen 

Werkstätten; und wir nehmen vielleicht Anbieter vom Markt, die manchen Kampf nicht 

aushalten können. Generell stehen wir FREIE WÄHLER aber auch zu unserem be-

währten Werkstattsystem.

Es ist ein riesiges sozialpolitisches Vorhaben. Aber jetzt kommen unsere nächsten Be-

denken. Der Herr Josef Mederer sagt, in den Bezirken müssen nach diesem neuen 

Verteilvorhaben wieder die Gemeinden und die Landkreise Umlagediskussionen füh-

ren und betteln gehen. Unsere Kritik am Bundesteilhabegesetz besagte ja gerade, 

dass wir in Bayern darin die besondere Struktur der bayerischen Bezirke nicht einge-

arbeitet finden und die Bezirke, die die besten auf diesem Gebiet sind, nicht fester ein-

bezogen haben, liebe Ilona. Wenn sie jetzt wieder um Leistungen betteln müssen, die 

wir versprochen haben, und wenn die Verantwortung wieder auf Städte und Gemein-

den zurückfällt, dann haben wir beim Teilhabegesetz etwas falsch gemacht. Ich hoffe, 

dass es nicht so ausgeht wie beim Teilblindengeld, bei dem man seit Jahren um jeden 

Cent betteln muss.
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Ich möchte Ihnen noch eines mitgeben. Es ist nicht eine Entschädigung für das Leben, 

sondern Menschen mit Behinderung haben es einfach verdient, dass sie sich den 

Mehrkostenaufwand, der für die Betreuung und technische Geräte entsteht, genauso 

leisten können und dass sie genauso teilhaben können. Sie sollen nicht verarmen, 

bloß weil sie eine Behinderung haben. Es ist keine Entschädigung, sondern die Über-

nahme eines Lebensmehraufwandes, um den wir uns in dieser Gesellschaft kümmern 

müssen. Ich hoffe auf einen guten Weg.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nächste Rednerin ist die Kolle-

gin Celina.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 

Herren! Joachim, ich weiß nicht, ob du Bingo spielst, aber wenn ja, dann hättest du 

jetzt wirklich gewonnen. Ich weiß nicht, ob das daran liegt, dass ich so leicht durch-

schaubar oder so klar in meiner Linie bin. Aber wie auch immer, das Thema werde ich 

nachher anbringen.

Ein umfangreiches Gesetzeswerk mit 48 Seiten liegt vor. Es ist kompliziert, zumindest 

für diejenigen, die sich bisher mit der Materie nicht befassen mussten. Genau deswe-

gen, weil sich das Bayerische Teilhabegesetz eben nicht auf drei Seiten zusammen-

fassen lässt, werden die Details in den Kreisen der Betroffenen und betroffenen Gre-

mien ausführlich diskutiert werden.Weil es so kompliziert ist, taugt das Gesetz auch 

nicht für eine emotionale parteipolitische Debatte. Ich bin davon überzeugt, dass es 

hier eine sehr lange, detaillierte und intensive sachliche Debatte über die einzelnen 

noch strittigen Punkte, zu denen auch dieser gehört, im Fachausschuss geben wird. 

Hoffentlich wird es auch die eine oder andere Nachbesserung geben, insbesondere 

bei den Punkten Budget für Arbeit, unabhängige Teilhabeberatung und Einbeziehung 

weiterer Akteure in die AG Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe.
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Das Bayerische Teilhabegesetz regelt die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes, 

mit dem eine große sozialpolitische Reform in Angriff genommen wurde. Damit konn-

ten viele Details für die Betroffenen aber nicht zufriedenstellend gelöst werden, was 

unter anderem auch dem Zeitdruck geschuldet war, dieses Gesetz noch in der vergan-

genen Legislaturperiode zu verabschieden. Im Nachhinein war allen klar: Hätte man 

auf Bundesebene die Erarbeitung dieses Gesetzes früher in Angriff genommen und 

konsequenter verfolgt, wäre wohl ein besseres Gesetz herausgekommen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt ist es aber so, wie es ist, und der Gesetzgeber in Bayern wie in den anderen 

Bundesländern muss bei der Umsetzung die Gestaltungsmöglichkeiten nutzen. Die 

Staatsregierung und die Mitarbeiter im Ministerium haben uns dazu relativ zeitnah 

eine sehr umfangreiche Vorlage vorgelegt und die Interessenvertretungen umfang-

reich beteiligt. Das lief sehr gut. An dieser Stelle möchte ich mich auch bei den zustän-

digen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des Ministeriums, zum Beispiel bei Frau Sell, 

dafür bedanken, dass das Verfahren so transparent und nachvollziehbar abgelaufen 

ist.

Wir Oppositionsabgeordnete wurden, anders als ich es aus vergangenen Gesetzge-

bungsverfahren kenne, frühzeitig über die vorliegenden Referentenentwürfe und über 

die Gespräche zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes informiert. Das sollte für 

die Zukunft Standard werden; in anderen Bundesländern klappt das schließlich auch.

Trotzdem gibt es an verschiedenen Punkten noch Nachbesserungsbedarf. Das im 

BTHG enthaltene Budget für Arbeit ist für die Inklusion behinderter Menschen in den 

regulären Arbeitsmarkt grundsätzlich ein ganz wichtiger Fortschritt; denn damit können 

die notwendigen Hilfsmittel und Assistenzleistungen für behinderte Arbeitnehmer und 

ein Minderleistungsausgleich für die Arbeitgeber finanziert werden. Allerdings beträgt 

die Höhe des vom Bund finanzierten Budgets für Arbeit maximal 1.190 Euro; das 

reicht gerade zur Refinanzierung des Mindestlohns. Die Länder haben die Möglichkeit, 
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dieses Budget für Arbeit aufzustocken. Bayern macht davon Gebrauch, stockt den Be-

trag des Bundes aber lediglich um 8 % bzw. maximal 238 Euro auf. Mit diesem Zu-

schuss von gerade einmal 8 % bleibt das Modell für einen nicht unerheblichen Teil der 

behinderten Menschen unattraktiv. Eine deutliche Erhöhung des Budgets für Arbeit 

durch den Freistaat Bayern, was übrigens auch die Behindertenbeauftragte der Baye-

rischen Staatsregierung fordert, würde diesem wichtigen Argument zur Eingliederung 

von Menschen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt Gewicht verleihen und einen 

Papiertiger zu einer erfolgreichen Maßnahme zur Eingliederung von Menschen mit Be-

hinderungen machen. Wir fordern deshalb eine deutliche Erhöhung des Budgets für 

Arbeit durch den Freistaat.

Im Ausschuss werden wir auch darüber reden müssen, wie eine wirklich unabhängige 

Teilhabeberatung aussehen könnte. Der jetzige Plan, diese Teilhabeberatung über die 

von mir hoch geschätzte offene Behindertenarbeit machen zu lassen, ist nicht befriedi-

gend; denn wenn die Beratung letztlich über die Verbände erfolgt, die gleichzeitig auch 

die wichtigsten Leistungsanbieter im Bereich der Eingliederungshilfe sind, ist die Un-

abhängigkeit der Beratung nicht quasi automatisch gegeben.

Als letzten Punkt möchte ich noch kurz darauf hinweisen, dass eine einzurichtende Ar-

beitsgruppe die Kontrolle über die weitere Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes 

ausüben soll. Frau Ministerin, da liegt es doch auf der Hand, dass die Landtagsfraktio-

nen eingebunden werden müssten. Die Umsetzung und Weiterentwicklung von Geset-

zen zu begleiten, ist doch unsere ureigene Aufgabe. Auch darüber werden wir in den 

Ausschüssen noch reden müssen und hoffentlich konstruktive Lösungen finden.

Ich freue mich schon jetzt auf spannende und sehr ausführliche Diskussionen zu die-

sem Gesetzeswerk.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Die Aussprache ist nun ge-

schlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Arbeit und Sozia-
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les, Jugend, Familie und Integration als federführendem Ausschuss zu überweisen. 

Besteht damit Einverständnis? – Das ist der Fall. Dann ist dies so beschlossen.
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